
Ein Anspruch aus § 1698 BGB, § 285 BGB analog wird
ebenfalls abzulehnen (arg. e § 816 I 1 BGB; § 687 II, § 681
S. 2, § 667 BGB) sein. Es sind jedoch weiterhin Ansprüche
gem. § 816 I 1 BGB bzw. (nachrangig) aus allgemeiner
Nichtleistungskondiktion (§ 812 I 1 Fall 2 BGB) zu beden-
ken. Schließlich müssen deliktische Ansprüche (§§ 823 ff.
BGB, ggf. iVm §§ 246, 266 StGB) erwogen werden. Die
Verjährung dieser Ersatzansprüche ist gem. § 207 I 2 Nr. 2
BGB bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres des Kindes
gehemmt.

§ 1646 BGB setzt stets ein Handeln der Eltern im eigenen
Namen, aber für fremde Rechnung des Kindes voraus. Er-
werben die Eltern dagegen mit Mitteln des Kindes auf eigene
Rechnung, ist § 1646 BGB nicht einschlägig, der Ausgleich
ist wiederum auf schuldrechtlicher Ebene im Eltern-Kind-
Verhältnis zu suchen. Dem Kind steht dann grundsätzlich
ein Anspruch auf Übertragung des erworbenen Rechts bzw.
wahlweise auf Ersatz der zum Erwerb verwendeten Kindes-
mittel zu.37 Hinsichtlich der möglichen Anspruchsgrund-
lagen kann auf die vorstehenden Ausführungen verwiesen
werden.

E. LERNKONTROLLE
Zur abschließenden Selbstkontrolle folgender Fragenkatalog,
der sich anhand des vorstehenden Textes beantworten lässt
und nach dessen Lektüre auch zu Wiederholungszwecken
verwendet werden kann:

Fragenkatalog zu § 1646 BGB
1. Welchen Normzweck hat § 1646 BGB?
2. Wie ist sein Verhältnis zu §§ 164 ff. BGB?
3. Gibt es eine vergleichbare Vorschrift im Recht der Vormundschaft,
Betreuung oder Pflegschaft?

4. Erfasst § 1646 BGB auch den Erwerb unbeweglicher Sachen oder
grundstücksgleicher Rechte? Welche gesetzgeberische Erwägung
steht hier dahinter?
5. Was sind Inhaberpapiere?
6.Was sind Orderpapiere, die mit Blankoindossament versehen sind?
7. Was sind Namens-/Rektapapiere? Sind diese von § 1646 BGB
erfasst?
8. Was sind Rechte „an“ Sachen der bezeichneten Art iSv § 1646 II
Fall 1 BGB?
9. Werden von § 1646 II Fall 2 BGB auch GmbH-Anteile erfasst?
10. Erfasst die Surrogationsvorschrift des § 1646 II Fall 2 BGB auch
nicht abtretbare Forderungen oder Rechte?
11. Welche Erwerbstatbestände sind von § 1646 BGB erfasst?
12. Setzt § 1646 BGB einen wirksamen Verlusttatbestand voraus?
13. Wie wird der „elterliche Dissens“ im Rahmen von § 1646 I 1
Hs. 2 BGB behandelt?
14. Was sind „Mittel des Kindes“?
15. Was versteht man unter einer „Bruchtteilssurrogation“?
16. Welche Rechtsfolgen treten bei Vorliegen aller Voraussetzungen
des § 1646 BGB ein?
17. Gelten die §§ 406 ff. BGB direkt?
18. Welche Rechtsfolgen treten ein, wenn ein nicht von § 1646 BGB
erfasster Erwerbsgegenstand mit Mitteln des Kindes im eigenen
Namen und für fremde Rechnung erworben wird?
19. Welche Rechtsfolgen treten ein, wenn die Eltern mit Mitteln des
Kindes im eigenen Namen und auf eigene Rechnung erwerben?
20. An welche Anspruchsgrundlagen ist hier jeweils vor allem zu
denken?

37 RGZ 152, 349 (356); BGHZ 6, 1 (2 f.) (jeweils zu § 1381 BGB aF); BeckOK BGB/
Veit (Fn. 1) BGB § 1646 Rn. 6; Soergel/Strätz (Fn. 14) BGB § 1646 Rn. 3;
MüKoBGB/Huber (Fn. 1) BGB § 1646 Rn. 15; Erman/Michalski/Döll (Fn. 1)
BGB § 1646 Rn. 4.
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& SACHVERHALT
Oliver Kuhn (K) ist ehemaliger Weltklassetorwart, sehr geschäftstüchtig und dem Fußball
noch immer verbunden. Um mit seinen alten Weggefährten im privaten Kreis regelmäßig
Fußball zu spielen, möchte er sich auf seinem Privatgrundstück einen Kunstrasenplatz
einrichten. Er plant, diesen Platz – gegen ein entsprechendes Entgelt – gelegentlich an Sport-
vereine aus der Umgebung zu vermieten, um daraus nebenbei Einnahmen zu erzielen.

K wendet sich mit seinem Vorhaben an den Baustoffhändler Volker Voetbal (V). Dieser
rät ihm zum Kauf eines Granulats der Marke „Goal“ als Grundlage für den Kunstrasen-
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Die Klausur wurde im Wintersemester 2014/2015 als Zwischenprüfungsklausur in der Vorlesung Schuldrecht Besonderer Teil 1
(Vertragliche Schuldverhältnisse) gestellt. Bei der Bearbeitung wurden im Durchschnitt 5,28 Punkte erzielt.
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platz. Auf den Internetseiten des Granulatherstellers, die sich K vor dem Kauf ansieht,
wird das Granulat „Goal“ als „besonders rutschfest bei jeder Witterung“ beschrieben. K
erwirbt das Granulat daraufhin von V zu einem Preis von 10.000 EUR und beauftragt
einen Bauunternehmer, mit dem von V angelieferten Granulat den Kunstrasenplatz zu
errichten.

Nach der Fertigstellung des Platzes stellt K bereits bei dem ersten Fußballspiel fest, dass
der aus dem Granulat hergestellte Boden sehr rutschig ist. Aufgrund der daraus resultieren-
den hohen Verletzungsgefahr ist ein sicheres Fußballspiel auf dem Platz praktisch nicht
möglich. K ist im Unklaren, ob das Granulat durch den Bauunternehmer fehlerhaft ver-
arbeitet oder von V mangelhaft geliefert wurde. Zur genauen Untersuchung muss K einen
Sachverständigen hinzuziehen. In einem Gutachten stellt der Sachverständige erstens fest,
dass der Fehler nicht auf dem Einbringen beruht, sondern eindeutig auf die Beschaffenheit
des Granulats zurückzuführen ist. Zweitens erklärt der Sachverständige, dass eine Ausbes-
serung des vorhandenen Granulats technisch nicht möglich ist, sondern ein kompletter
Austausch erfolgen muss. Die Kosten für das Gutachten betragen 5.000 EUR.

K wendet sich an V und verlangt die Neulieferung mangelfreien Granulats. Zudem besteht
K auf der Entfernung und Entsorgung des alten Granulats sowie auf das Einbringen des
neuen Granulats durch V. Zur Begründung verweist K auf seine Rechte als Verbraucher; ihm
dürfe kein Mehraufwand entstehen. Ferner verlangt K von V die Übernahme der Kosten für
den Sachverständigen.

V ist zwar bereit, neues Granulat zu liefern. Jedoch verweigert er die Entfernung und
Entsorgung des alten Granulats ebenso wie das Wiedereinbringen des neuen Granulats. Zur
Begründung trägt V vor, das Entfernen und Entsorgen sowie das Einbringen verursache –
was zutrifft – mindestens Kosten von 20.000 EUR. Dies sei unwirtschaftlich. Außerdem habe
er den Mangel – was ebenfalls zutrifft – nicht erkennen können. Ferner habe er im Vertrag
nur die Lieferung des Granulats versprochen, nicht aber den Einbau, den K selbst organisiert
habe. Verbraucherrechte stünden dem K nicht zu, weil dieser kein Verbraucher sei. Was
schließlich die Sachverständigenkosten angehe, bestehe keine Zahlungspflicht, weil K den
Sachverständigen bestellt habe und deswegen auch bezahlen müsse.

Vermerk für die Bearbeiter: In einem Rechtsgutachten, das auf alle vom Sachverhalt aufgeworfenen
Rechtsprobleme eingeht, sind in der vorgegebenen Reihenfolge – ggf. in einem Hilfsgutachten – die
nachfolgenden Fragen zu beantworten.

1. Steht K gegen V ein Anspruch auf Entfernung und Entsorgung des alten Granulats und Einbringen
des neuen Granulats zu?
2. Steht K gegen V ein Anspruch auf Ersatz der Gutachterkosten in Höhe von 5.000 EUR zu?

& LÖSUNGSVORSCHLAG

A. FALLFRAGE 1: ANSPRUCH DES K GEGEN V AUF ENTFERNUNG UND ENTSORGUNG
DES ALTEN GRANULATS SOWIE AUF EINBRINGEN DES NEUEN GRANULATS

K könnte gegen V einen Anspruch auf Entfernung und Entsorgung des alten Granulats sowie
Einbringen des neuen Granulats gemäß §§ 439 I Fall 2, 437 Nr. 1 BGB haben.

I. Voraussetzungen des Nacherfüllungsanspruchs, §§ 439 I, 437 Nr. 1 BGB
Ein Anspruch des K gegen V gemäß §§ 439 I Fall 2, 437 Nr. 1 BGB setzt voraus, dass
zwischen den beiden Parteien ein Kaufvertrag zustande gekommen ist, ein Mangel vorliegt
und die gewünschten Handlungen vom Anspruch auf Nacherfüllung umfasst sind.

1. Kaufvertrag, § 433 BGB
K und V haben einen Kaufvertrag (§ 433 BGB) über das Granulat „Goal“ geschlossen.
Anhaltspunkte, die an der Wirksamkeit des Vertrages zweifeln lassen, bestehen nicht.

2. Sachmangel, § 434 BGB
Das Granulat müsste mangelhaft sein. Hier kommt ein Sachmangel gemäß § 434 I BGB in
Betracht. Bei einem Sachmangel handelt es sich um jede für den Käufer nachteilige Abwei-
chung der Istbeschaffenheit des Kaufgegenstandes von der Sollbeschaffenheit. Das Gesetz
unterscheidet dabei verschiedene Arten des Sachmangels (s. nur Palandt/Weidenkaff, BGB,
75. Aufl. 2016, BGB § 434 Rn. 2 und 7 ff.).

a) Abweichung von der vereinbarten Beschaffenheit, § 434 I 1 BGB
Zu prüfen ist die Abweichung der Beschaffenheit des Granulats von der vereinbarten
Beschaffenheit im Sinne von § 434 I 1 BGB.

Nacherfüllung bei Mangel

Abschluss Kaufvertrag

Begriff des Sachmangels

Anforderungen an
Beschaffenheitsvereinbarung
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